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HESSISCHER LANDTAG 
   

 

 

 

 Änderungsantrag 
13.01.2022 

HHA 

Fraktion der AfD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 

         
 Inhalt des Antrags: Ende der unnötigen Absatzförderung für landwirtschaftliche Qualitätsprodukte 
 
Einzelplan  09 Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  09 23 Förderungen im Bereich Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Buchungskreis: 2895 

 
Förderproduktnummer 
lt. Leistungsplan 

5 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Förderung des Absatzes landwirtschaftlicher Qualitätsprodukte 

 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 14.325,9 -13.803,0  522,9 
 Eigene Erlöse 1.222,9 -700,0  522,9 
 Produktabgeltung 13.103,0 -13.103,0    0,0 

 
Verpflichtungsermächtigungen: Beträge in EUR 

 
 Verpflichtungsermächtigungen zu Titel       von um auf 
 Verpflichtungsermächtigungen 2023 2.802.800 ""-2.651.400 151.400 
 Verpflichtungsermächtigungen 2024 2.802.800 ""-2.651.400 151.400 
 Verpflichtungsermächtigungen 2025 2.802.800 ""-2.651.400 151.400 
 Verpflichtungsermächtigungen 2026 5.000.000 ""-5.000.000    0 
 Gesamtverpflichtung 13.408.400 ""-12.954.200 454.200 

 
 

 
 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
Begründung des Änderungsantrags: 
Landwirtschaftliche Qualitätsprodukte benötigen keine Absatzförderung.  
Weiterhin fließen in dieses Förderprodukt Mittel aus der Milchumlage. Laut dem Landesrechnungshof ist „die 
Milchumlage eine Abgabe der Milchwirtschaft für die Milchwirtschaft.“ Wobei eine staatliche Lenkung weder zeitgemäß 
noch notwendig sei. Zudem sind aus Sicht des Landesrechnungshofs sowohl die Art der Umlageerhebung als auch die 
Zuwendungspraxis kritikwürdig. Die Fraktion der AfD im Hessischen Landtag beantragt deshalb, auf die Erhebung der 
Umlage zu verzichten.   

 
 

  Drucksache 20/7230 
(zu Drucksache 16/6172. Lesung      
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Wiesbaden, 12. Januar 2022 
 
Für die Fraktion 
der AfD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Robert Lambrou 
 

  
  

 
 

 


